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(Nr. 7425.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Mai 1869., betreffend die Genehmigung des Statuts 
der Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe, ſowie des Beſchluſſes des 


Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft wegen Erhebung eines 
Quittungsgroſchens. 1 


„27. Generallandtage am 18. Dezember v. J. beſchloſſene 
| „ Statut der Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe 
bierdurch genehmigen. 


Gleichzeitig ertheile Ich dem Beſchluſſe deſſelben Generallandtages der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft wegen Erhebung eines e e in der durch 
die beigehende Ausfertigung modifizirten Faſſung hiermit Meine Genehmigung. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt feinen Beilagen durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 5 


Schloß Babelsberg, den 20. Mai 1869. 


g Er Ihren Bericht vom 1. Mai er. will Ich das beiliegende, von dem 


Wilhelm. 
Für den Juſtizminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. v. Mühl er. 


An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


5 dg 1869. (Nr. 7425.) 100837 Sta- 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1869. ? 
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Statut 


der 


Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe. 


§. 1. 
Von der Oſtpreußiſchen Landſchaft wird mit landesherrlicher Genehmigung eine 
Darlehnskaſſe errichtet, die den Zweck hat, den Kredit der landſchaftlich aſſozia⸗ 
tionsfähigen Beſitzer zu fördern. 


F. 2. 

Sie hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon, führt die Firma: „Oſt⸗ 
preußiſche landſchaftliche Darlehnskaſſe“, hat ihren Sitz in Königs⸗ 
berg i. Pr. und ihren Gerichtsſtand bei dem Königlichen Stadtgerichte daſelbſt. 

i ö §. 3. 

Sie wird von der Oſtpreußiſchen Landſchaft mit einem Grundkapitale von 
300/000 Thalern Preußiſch Kurant dotirt. 

F. 4. 

Die Darlehnskaſſe iſt zu folgenden Geſchäften befugt: 

1) Darlehne, jedoch nur gegen Verpfändung 1 

a) von Oſtpreußiſchen Pfandbriefen, inländiſchen Staats⸗ oder vom 
Staate garantirten Papieren und kursfähigen Papieren der Provinz . 
Preußen, 4 

p) von Hypothekenforderungen nach Maaßgabe der Vorſchriften der 
sg. 5. bis 7. Le 

zu gewähren. 

Die Börſenpapiere ad a. dürfen nur höchſtens bis auf zehn Pro⸗ 
zent unter dem Tageskurſe, jedoch nicht über den Nennwerth beliehen 
und muß das Unterpfand angemefjen. verſtärkt werden, wenn während 
der Darlehnsfriſt der Kurs um mehr als fünf Prozent ſinkt / 

2) landſchaftlich aſſoziationsfähigen Beſitzern Kredite in conto currentes 
zu bewilligen; dieſer Kredit muß aber durch eine innerhalb des zuläſſigen 
Pfandbriefsktedits hypothekariſch einzutragende Kaution und Wechſel ficher- 
geſtellt werden. | 


Das Konto muß mindeſtens jährlich ein Mal an einem von der 


Verwaltung nach Vereinbarung mit dem reditnehmer vorher feſtzuſetzen⸗ 4 
den Termine vollſtändig ausgeglichen werden 1 

3) Genoſſenſchaften, die nach Maaßgabe des Bundesgeſetzes vom 4. Juli 
1868. (Bundesgeſetzbl. S. 415. ff.) in das Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragen und deren Theilnehmer hauptſächlich landſchaftlich ee 8 

i a ähige 


FERNE e 8 


2 


fähige Grundbeſitzer find, limitirte Kredite gegen ſolche Wechſel zu ge— 
währen, welche außer der Unterſchrift des Vorſtandes der Genoſſenſchaft 
noch die Unterſchrift eines oder mehrerer landſchaftlich aſſoziationsfähiger 
Beſitzer enthalten, und nicht ſpäter als drei Monate nach dem Datum 
der Diskontirung verfallen; 5 

4) den An- und Verkauf von Werthpapieren gegen Proviſion zu beforgen; 
erſteres jedoch nur gegen vorgängige Sicherheitsbeſtellung;; 

5) auch zu Inkaſſogeſchäften, Annahme von Depoſiten und Einrichtung 
einer Tilgungskaſſe ſoll die Darlehnskaſſe ermächtigt ſein; doch bleibt 
dem Verwaltungsrathe vorbehalten zu beſtimmen, wann damit vorzugehen 
ſein wird und die näheren Modalitäten anzuordnen. 


Die Depoſiten können ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheini⸗ 
gungen, die nur auf den Namen des Einzahlenden lauten dürfen, angenommen 
werden. 

Dieſelben dürfen den doppelten Betrag des Vermögens der Darlehnskaſſe 
niemals überſteigen und muß bei Annahme derſelben mindeſtens eine zweimonat⸗ 
liche Kündigungsfriſt vorbedungen werden. 

Andere als dieſe Geſchäfte find der Darlehnskaſſe nicht geſtattet. 


NE 

Die Beleihung von Hypotheken ift nur Behufs Erleichterung in der 
Benutzung des landſchaftlichen Realkredites, und zwar 
f a) zur Einlöſung von Hypothekenkapitalien, die in Pfandbriefsdarlehen 

umgeſchrieben werden ſollen, 
b) zur Deckung der Kursdifferenz bei neu ausgefertigten Pfandbriefen 
geſtattet. 5 
/ $. 6. 


Zur Sicherſtellung des Darlehns ad a. iſt, außer der Ceſſion der betref⸗ 
fenden Hypothekenforderung an die Landſchaft, erforderlich, daß der Beſitzer 
ſeinen Anſpruch an die Landſchaft auf Herausgabe der auszufertigenden Pfand⸗ 
briefe der Darlehnskaſſe bis zu demjenigen Betrage abtritt oder verpfändet, welcher 
zur Deckung des Darlehns nebſt Zinſen erforderlich iſt. 


§. 7. 

Zuſchußdarlehen ad b. dürfen zur Ausgleichung der Kursdifferenz nur 
bei denjenigen Pfandbriefen bewilligt werden, welche den jedesmal höchſten Zins⸗ 
fuß gewähren und auch bei dieſen zehn Prozent vom Nennwerth der Pfandbriefe 
nicht überſteigen. Dieſelben ſind mit mindeſtens fünf Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen und ſpäteſtens in zehn gleichmäßigen auf einander folgenden Semeſter⸗Raten 
zurückzuzahlen. 

Bleibt der Schuldner mit einer Semeſter⸗Rate im Rückſtande, ſo iſt der 
ganze Reſt des Darlehns zu ſofortiger Rückzahlung fällig. 

Zur Sicherheit iſt Hypothek mit der Priorität bis zu höchſtens zwei Drittel 
des landſchaftlich feſtgeſtellten Gutswerthes zu beſtellen. 
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F. 8. 
Die Darlehnskaſſe wird von einem Verwaltungsrathe und einem von 
dieſem zu beſtellenden Vorſtande verwaltet. 


§. 9. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus der Ae eee ee und 
noch zwei von dem Generallandtage zu wählenden Mitgliedern. Letztere und 
ebenſo zwei Stellvertreter ſind zunächſt für die Zeit bis zum 1. Juli 1871. und 
dann zugleich mit den Mitgliedern der Generallandſchafts-Direktion jedesmal auf 
drei Jahre zu wählen. 

Für den Geſchäftsgang und alle Wahlen des Verwaltungsrathes gelten 
dieſelben Vorſchriften, wie für die landſchaftlichen Kollegien. 

i §. 10. a 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten keine Remuneration, ſon⸗ 
dern bei den Reiſen zu den Seſſionen Diäten und Meilengelder nach Maaßgabe 
des landſchaftlichen Koſtentarifs Nr. I. 

GEILE: 


Der Verwaltungsrath beräth und verfügt über alle Angelegenheiten der 
Darlehnskaſſe, ſoweit dieſe nicht dem Generallandtage vorbehalten ſind. Ihm 
liegt insbeſondere ob und ſteht ausſchließlich zu: 


a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die zu einem geregelten und dem 1 


Zweck der Darlehnskaſſe angemeſſenen Betriebe der Geſchäfte erforderlich 
1915 der Vorſtand hat ſeinen ihm mitgetheilten Beſchlüſſen Folge zu 
eiſten / 5 

b) die Feſtſetzung der Kredite, welche den ländlichen Genoſſenſchaften (F. 4. 
Nr. 3.) von dem Vorſtande höchſtens gewährt werden können 

e) die Wahl der $. 12. gedachten Kuratoren, die Wahl und Beſtallung 
des Vorſtandes und der ſonſt erforderlichen Beamten, die Beſtimmung 
der Gehälter und Remunerationen, ſowie der zu beſtellenden Kautionen, 

d) Ertheilung und Reviſion von Geſchäftsinſtruktionen ſowohl für den 
Vorſtand, als auch für das Perſonal der einzelnen Geſchäftszweige / N 

e) die genaue Kenntnißnahme von der bei ſeinen jedesmaligen Verſamm⸗ 
lungen ihm von dem Vorſtande vorzulegenden Ueberſicht der Kaffen-, 
Lombard⸗ und Wechſel⸗Portefeuille⸗Beſtände / f 

f) die monatliche Reviſion der Kaffe; | 

g) außerordentliche Geſchäfts⸗ und Kaſſenreviſionen zu veranlaſſen, fo oft er 
dieſelben für angemeſſen erachtet / 5 

h) die Prüfung der von dem Vorſtande ihm einzureichenden Bilanz und 
Jahresrechnung; l i 

i) Ausſtellung von Prokuren, ſowohl zum Zwecke interimiſtiſcher Stel. 
vertretung, als zur Vertretung der Darlehnskaſſe überhaupt. 3 Be 

In; 


„„ 


In den mit den Beamten der Darlehnskaſſe abzuſchließenden Dienſt⸗ 
verträgen iſt dem Verwaltungsrathe das Recht vorzubehalten, die Beamten 
jederzeit wegen Dienſtvergehen, Fahrläſſigkeit oder aus moraliſchen Gründen zu 
entlaſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
mindeſtens fünf Mitgliedern des Verwaltungsrathes. Die Dienftyerträge müſſen 
außerdem die Beſtimmung enthalten, daß die ſolchergeſtalt ausgeſprochene Ent⸗ 
laſſung eines Beamten zur Folge hat, daß alle demſelben vertragsmäßig ge⸗ 
währten Anſprüche an die Darlehnskaſſe auf Beſoldung, Tantiemen, Entſchä⸗ 
digungen, Gratifikationen oder andere Vortheile für die Zukunft von ſelbſt 
erlöſchen. 

§. 12. 

Der Verwaltungsrath wählt einen oder mehrere Kuratoren, von denen 
mindeſtens einer in Königsberg wohnen muß. Denſelben iſt die Vorbereitung 
aller vor den Verwaltungsrath gehöriger Angelegenheiten, vorläufige Entſchei⸗ 
dung von Beſchwerden dc. in ſchleunigen Fällen, ſowie Ueberwachung des 
Geſchäftsbetriebes, insbeſondere ſind ihnen die monatlichen Kaſſenreviſionen und 
Geſchäftsreviſtonen nach Anleitung einer Inſtruktion zu übertragen. 


GER 
Der Vorſtand befteht aus einem erſten und einem zweiten Beamten, die 
von dem Verwaltungsrathe zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll zu wählen 
ſind. Die Namen derſelben, ſowie eventuell ihrer Stellvertreter, ſind bei Kon⸗ 
ſtituirung der Darlehnskaſſe und demnächſt bei jedem in den Perſonen eintreten⸗ 
den Wechſel in den im F. 24. bezeichneten Blättern zu veröffentlichen. 
F. 14. 

! Der Vorftand vertritt die Darlehnskaſſe nach Außen, beſorgt die Geſchäfte 
derſelben und die Verwaltung ihres Vermögens, hat jedoch bei der Ausführung 
aller dieſer Funktionen die Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsrathes 
zu befolgen, und handelt in dem vorſtehend ihm überwieſenen Wirkungskreiſe nur 
inſoweit ſelbſtſtändig, als das gegenwärtige Statut und ſeine Inſtruktionen ihn 
nicht beſchränken. Dieſe Inftruftion iſt jedoch dritten Perſonen gegenüber nicht 
wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung jener Inſtruktion 

mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. 
i Seal; 

Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe des Vorſtandes erſtrecken ſich ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchäften auf alle Fälle, auch auf ſolche, 

in welchen die Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. Den Nachweis, daß der 
Vorſtand innerhalb der ihm zuſtehenden Befugniſſe gehandelt habe, ift, derſelbe 
gegen dritte Perſonen zu führen nicht verbunden. 


$. 16. 


Zu Quittungen über Dokumente, Gelder und Vermögensobjekte überhaupt, 
desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiros iſt die unter der Firma der Dar⸗ 
Nr. 7425.) 5 lehns⸗ 


A 1 
lehnskaſſe zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift der beiden Vorſtands⸗ 
mitglieder, reſp. deren Stellvertreter erforderlich. 

Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften ver⸗ 
pflichten die Darlehnskaſſe, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere 
öffentliche Behörde, als gegen jeden Privaten. Gerichtliche Eide Namens der 
Darlehnskaſſe werden von den Mitgliedern des Vorſtandes abgeleiſtet. 


$. 17. 
In Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfällen der Vorſtandsbeamten 
ordnet der Verwaltungsrath nach Maaßgabe des F. 11. 1. die Stellvertretung. 


$. 18. 
Allmonatlich hat der Vorſtand eine Ueberſicht der am letzten Tage des 
verfloſſenen Monats in der Darlehnskaſſe vorhanden geweſenen Aktiva und 
Paſſiwa, insbeſondere der Beſtände in geprägtem Gelde, an Kaſſenanweiſun⸗ 
gen, Forderungen aus Darlehen und laufenden Rechnungen und ſonſtigen Gut⸗ 
haben, ſowie endlich des Betrages der unabgehobenen Depoſiten und ſonſtigen 
Forderungen dritter Perſonen, dem Verwaltungsrathe einzureichen. Die Ergeb⸗ 
niſſe dieſer Berichte ſind von dem Verwaltungsrathe mindeſtens vierteljährlich in 
den im F. 24. gedachten Zeitungen zu veröffentlichen. 
. 195 
Die Bücher der Darlehnskaſſe werden mit dem 31. März jeden Jahres 
abgeſchloſſen und wird die Bilanz auf dieſen Tag von dem Vorſtande gezogen. 
i Die Bilanz wird von dem Verwaltungsrathe geprüft und feſtgeſtellt. Bei 
Aufnahme der Bilanz müſſen ſowohl die ſämmtlichen verausgabten Geſchäfts⸗ 
unkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und für die etwa vor⸗ 
winden unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz abgerechnet 
werden. 


dem Erwerbungskurſe und, wenn der Börſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme 
niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Börſenkurs in der Bilanz 
angeſetzt werden. 

$. 20. 

Der auf dieſe Weiſe ermittelte Reingewinn wird zu einem Reſervefonds 
angeſammelt und bis zum Betrage von 150,000 Rthlrn. unverkürzt der Dar⸗ 
lehnskaſſe belaſſen. Sobald dieſer Betrag erreicht iſt, ſteht dem Generallandtage 
die unbeſchränkte Verfügung über den weiteren Reingewinn zu anderen land⸗ 
ſchaftlichen Zwecken zu. 

$. 21. 
Nach erfolgtem Jahresabſchluſſe und Feſtſtellung deſſelben durch den Ver⸗ 
waltungsrath ſind die in einer Rechnung nachzuweiſenden Ergebniſſe der Verwal⸗ 
tung des abgelaufenen Jahres dem von dem Generallandtage zu wählenden 
Rechnungsausſchuß von drei Mitgliedern zur Prüfung und vorläufigen Decharge 
vorzulegen. 9 ji 
$. 2 Ga 3 


Die etwa vorhandenen Effekten dürfen niemals mit einem höheren als 4 
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Ueber die Ergebniſſe der Verwaltung und der Rechnungslegung erſtattet 
der Verwaltungsrath alle drei Jahre dem Generallandtage Bericht, welcher nach 
Erledigung etwaiger Erinnerungen die definitive Decharge ertheilt. 


§. 23. 
Der Generallandtag iſt befugt, mit landesherrlicher Genehmigung Ab⸗ 
0 dieſes Statutes und die Aufhebung der Darlehnskaſſe zu be⸗ 
ſchließen. N 
§. 24. 


Die von der Darlehnskaſſe zu erlaſſenden Bekanntmachungen müſſen durch 
die Königsberger Hartungſche Zeitung, den Staatsanzeiger und die öffentlichen 
Anzeiger der Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Königsberg und Gum⸗ 
binnen veröffentlicht werden. Geht eines dieſer Blätter ein, ſo beſtimmt der 
e ein anderes und macht dies in den übrig bleibenden Blättern 

ekannt. 


Beſchluß 
des 27. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft / 
betreffend 
die Erhebung eines Quittungsgroſchens. 


ü Von dem erſten landſchaftlichen Zinſen⸗Zahlungstermine nach Eröffnung der Oſt⸗ 

preußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe ab wird 1e Prozent von der geſammten 
Pfandbriefsſchuld reſp. von ſämmtlichen Pfandbriefs⸗Darlehnsſchuldnern, von den 
nach Beſtätigung des vorliegenden Beſchluſſes neu zu bewilligenden Darlehen aber 


wird während der erſten 10 Jahre 4 Prozent und erſt nach Ablauf dieſer 10 Jahre 
ebenfalls 10 Prozent jährlich in halbjährlichen Raten zu Johanni und zu Weih⸗ 
nachten als Quittungsgroſchen erhoben. i 
Die durch dieſen Quittungsgroſchen eingehenden Beſtände werden abge⸗ 
ſondert von denjenigen alten Fonds angeſammelt, welche nach §. 2. Nr. II. der 
durch Allerhöchſten Erlaß vom 28. Februar 1859. (Geſetz-Samml. S. 90. ff.) 
genehmigten Zuſatzbeſtimmungen auf der unantaſtbaren Höhe von 850,000 Thalern 
Pfandbriefen zu erhalten ſind. i 5 
Der gore Fonds iſt, ſoweit er nicht in den laufenden Ausgaben 
Verwendung findet, nach dem Ermeſſen der Generallandſchafts⸗Direktion entweder 
in Pfandbriefen oder in Preußiſchen Staats⸗ oder vom Preußiſchen Staate 
garantirten oder geſetzlich für depoſttalmäßig ficher erklärten Papieren zu belegen. 
a Sobald hierdurch ein zu den landſchäftlichen Bedürfniſſen genügender Be⸗ 
(Nr. 74257426) ſtand 


— 744 — 
ſtand angeſammelt ſein wird, bleibt dem Generallandtage überlaſſen, unter Vor⸗ 
behalt landesherrlicher Genehmigung zu beſchließen: 
entweder, daß und unter welchen Bedingungen der Fonds zu Zuſchüſſen 
Behufs Ausgleichung der Pfandbriefskurs⸗Differenz zu verwenden, 
oder, daß die Erhebung des Quittungsgroſchens wieder einzuſtellen ſei. 
Ein Beſchluß wegen Wiedereinſtellung dieſer Erhebung darf jedoch nicht 
beach bun werden, als bis der Fonds mindeſtens die Höhe von 300,000 Thalern 
erreicht hat. 


(Fr. 7426.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Mai 1869., betreffend die landesherrliche Geneh⸗ 
migung zu mehreren Eifenbahn-Neubauten in der Provinz Schleſien. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. Mai d. J. ertheile Ich, 
unter Vorbehalt der bei der Konzeſſions⸗Extheilung feſtzuſtellenden Bedingungen, 
zu der Anlage der Eiſenbahnen: a) von Breslau über Glatz bis zur Landes⸗ 
Lon bei Mittelwalde in der Richtung auf Wildenſchwert, b) vom Bahnhofe 
Coſel (Kandrzin) über Neiſſe zum Anſchluß an die Linie ad a. und zum Anſchluß 

n die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn bei Frankenſtein, nebſt Ab⸗ 
zweigungen nach Leobſchütz zum Anſchluß an die Wilhelmsbahn und nach der 
Landesgrenze zum Anſchluß an die in Oeſterreich projektirte Bahn von Ollmütz 
über Sternberg an die Preußiſche Grenze in der Nähe von Diegenhals, Meine 
landesherrliche Genehmigung. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze 


über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vor⸗ u 
ſchriften, betreffend das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden 


Benutzung fremder Grundſtücke, auf die in Rede ſtehenden Anlagen Anwendung 
finden ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 1 
zu bringen. | 3 
Schloß Babelsberg, den 20. Mai 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itenpliz. v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Staatsminiſterium, 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hoſbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


